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Senatsverwaltung für Wissenschaft,
Gesundheit und Pflege

Herrn Abgeordneten Prof. Dr. Martin Pätzold (CDU)

über

die Präsidentin des Abgeordnetenhauses von Berlin

über Senatskanzlei - G Sen -

A n t w o r t
auf die Schriftliche Anfrage Nr. 19/17360
vom 14. November 2023
über Zusammenarbeit zwischen dem Öffentlichen Gesundheitsdienst und der Berlin
School of Public Health der Charité in Berlin ausbauen und intensivieren
_______________________________________________________________________________________

Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie folgt:

1. Welche Kooperationen, Projekte und Aufträge gibt es zwischen dem Öffentlichen Gesundheitsdienst
(ÖGD) und der Berlin School of Public Health der Charité (BSPH) - bitte nach Art, zeitlicher Staffelung
und Ressourcenaufwand auflisten?

Zu 1.:

Die BSPH ist eine hochschulübergreifende akademische Einrichtung für Forschung und
Lehre im Sinne von § 38 Abs. 5 Berliner Hochschulgesetz (BerlHG). Sie hat den Bildungs-
auftrag, einen konsekutiven Masterstudiengang in Public Health (MScPH) mit 120 Leis-
tungspunkten nach dem European Credit Transfer System durchzuführen. Des Weiteren
wird über die BSPH-Plattform der weiterbildende Master of Science in Epidemiologie
(MScEpi) vom Institut für Public Health der Charité sowie der Master of Science in Applied
Epidemiologie (MSAE) in Kooperation mit dem Robert Koch-Institut angeboten. Im Rah-
men der BSPH kann an der Technischen Universität außerdem der/die Doktor/-in den
Gesundheitswissenschaften/ Public Health (Dr. PH) erworben werden; die Promotion steht
allen einschlägig Qualifizierten (also nicht nur denjenigen mit BSPH-Masterabschluss) of-
fen.
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Für die Haushaltsjahre 2022 und 2023 hat der Berliner Senat der BSPH zusätzliche Mittel
bereitgestellt, mit denen die Forschungsaktivitäten gestärkt wurden. Eine Stelle (1,0 VK
E13) wissenschaftliche Mitarbeit wurde dabei auf den Themenbereich „kommunaler
ÖGD” ausgerichtet. In den vergangenen 18 Monaten wurde mit Hilfe dieser Stelle u.a.
ein – im November 2023 erfolgreich beschiedener – Antrag für die Einrichtung eines Gra-
duiertenkollegs zum Thema „New Public Health - Gesundheitsförderung und Krankheits-
prävention im Lebenslauf” bei der Hans-Böckler-Stiftung gestellt, ein Kooperationsbünd-
nis der Senatsverwaltung mit den Berliner Gesundheitsämtern und QPKs zur Durchführung
des Forschungsprojekts „QUELLE“ initiiert sowie im September 2023 eine Forschungs-
werkstatt mit den Berliner Gesundheitsämtern und QPKs durchgeführt. Ziel der For-
schungswerkstatt, die in 2024 fortgeführt werden soll, ist die Verstetigung der vielfältigen
Kooperationen, weitere Möglichkeiten zur Stärkung der Attraktivität des Berufsfelds ÖGD
sowie weitere gemeinsame Forschungsinteressen zu erörtern.

Weitere Kooperationen zwischen der BSPH und dem ÖGD ergeben sich aus Forschungs-
projekten, die z.T. über Eigenmittel der Institutionen, insbesondere aber über die Einwer-
bung von Drittmitteln finanziert werden. Ein Auszug der aktuellen Projekte mit ÖGD-
Relevanz ist nachstehend aufgeführt:

WiBAG - Wissenschaftliche Begleitforschung des Aktionsprogramms Gesundheit (APG)
des Landes Berlin
01.10.2021 – 31.07.2022, gefördert mit Mitteln des Landes Berlin in enger Zusammenar-
beit mit SenWGP, QPKs, KGC, Projekte

KliGeS - Klimagesunde Settings
gefördert mit Mitteln des PKV-Verbands,
Teil I: 01.04.2023 – 31.03.2025, Pflegeeinrichtungen und Kitas
Teil II: 01.04.2025 – 31.03.2027, Kommunen und Einrichtungen weiterer vulnerabler
Gruppen

FrüCoB - Familienzentrierte Wissenschaftliche Begleitforschung zu Netzwerken Früher Hil-
fen in Brandenburg
unter besonderer Berücksichtigung aktueller Anforderungen durch die COVID-19-
Pandemie
01.10.2021 – 31.12.2022, gefördert mit Mitteln des Landes Brandenburg & NZFH

Hygieia - Hygienekonzept und Infektionsschutz in der Veranstaltungsbranche
01.04.2021 – 31.03.2023, gefördert aus Mitteln des IFAF-Programms

MÜKE – Modellprojekte zur Einbeziehung von Familien als Zielgruppe in Maßnahmen der
Prävention von Übergewicht bei Kindern und Jugendlichen -  Evaluation
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Laufzeit: 01.01.2020 bis 31.12.2023, gefördert durch das Bundesministerium für Gesund-
heit

PROREF-Mental Health: Psychische Gesundheit geflüchteter Frauen im Kontext von
Schwangerschaft und Geburt
01.08.2021 - 31.05.2023, gefördert durch die Dt. Forschungsgemeinschaft DFG

SeGewPa - Erstversorgung bei sexualisierter Gewalt und Paargewalt
01.04.2021 – 31.03.2022, gefördert aus Mitteln des IFAF-Programms

KitaGesund - Daten für Taten im Kita-Alter
01.01.2020 bis 31.12.2023, gefördert durch das BMG aus der Förderlinie „Public Health
und ÖGD“

GefAG - Gesundheitsförderung bei alleinerziehenden Vätern
01.08.2022 bis 31.01.2023, gefördert aus Mitteln des IFAF-Programms

Gesunde Kita - Gesunde Fachkräfte, zufriedene Kinder
01.04.2023 bis 31.03.2025, gefördert aus Mitteln des IFAF-Programms

FamGeF - Familiäre Gesundheitsförderung bei Alleinerziehenden
01.01.2020 – 31.12.2025, gefördert mit Mitteln des vdek
Familienzentren in Neukölln (2020/21), Berlin-Mitte (2022/23) bzw. Tempelhof-Schöne-
berg (2024/25)

QUELLE - OE QPKs (Organisationseinheiten für Qualitätsentwicklung, Planung und Koor-
dination)
als innovative Struktur für einen modernen ÖGD
01.04.2024 – 31.03.2026, beantragt: Mittel des IFAF-Programms

CovBot I und II - Prüfung eines KI-gestützten Coronavirus-Hotline-Assistenten zur Entlas-
tung von öffentlichen Einrichtungen im Gesundheitswesen während Pandemien
01.02.2021 bis 11.02.2022, gefördert mit Mitteln des BMG

2. Welche Rolle spielt die BSPH z.B. in der Landesgesundheitskonferenz (LGK) in Berlin?

a) Welche Expertise bringt die BSPH hier ein?
b) Ist sie an der Evaluation der Aktivitäten der LGK beteiligt und an welchen?
c) Warum gibt es keine stärkere Kooperation zwischen der BSPH und dem ÖGD, obwohl
Gesundheitsförderung und Prävention Hauptlehrinhalte der BSPH sind?
d) Wie viele Masterarbeiten an der BSPH sind im Bereich des ÖGD in den letzten drei Jahren zu welchen
Inhalten angefertigt worden?
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e) Wäre die BSPH in der Lage, die LGK inhaltlich und organisatorisch auszurichten und wissenschaftlich zu
begleiten? Wenn ja, wie könnte dies ausgestaltet werden?

Zu 2.a):

Die BSPH ist ein berufenes und stimmberechtigtes Mitglied der LGK. Als Institution der
Wissenschaft berät sie die LGK und bringt ihre Expertise bspw. aus aktuellen Forschungs-
ergebnissen, Fragestellungen und Entwicklungen in die Gremien ein. Sie bietet immer wie-
der aktiv den Austausch zwischen Wissenschaft und Praxis bzw. Politik an. Im Gesund-
heitszieleprozess für alleinerziehende Menschen hat sie als eine der Prozessverantwortli-
chen Erkenntnisse aus eigenen Forschungsprojekten eingebracht und die Entwicklung der
Gesundheitsziele für diese Zielgruppe unterstützt.

Zu 2.b):

Die BSPH bringt die ihr zur Verfügung stehenden Daten in die Gesundheitszieleprozesse
ein, bspw. in den Gesundheitszieleprozess für alleinerziehende Menschen, und gibt wich-
tige Impulse für das Monitoring. An einer Evaluation bzw. wissenschaftlichen Begleitfor-
schung konkreter Aktivitäten der LGK war die BSPH bislang nicht beteiligt.

Der Themenbereich „Gesundheitsförderung und Prävention” ist einer der ausgewiesenen
Hauptlehrinhalte der BSPH und wird in allen Studiensemestern ausführlich behandelt. Ein
großer Teil der Abschlussarbeiten wird in diesem Themenfeld verfasst, vielfach in Koope-
ration mit dem ÖGD. Auch das bei der Hans-Böckler-Stiftung erfolgreich eingeworbene
Promotionskolleg „New Public Health - Gesundheitsförderung und Krankheitsprävention im
Lebenslauf“ widmet sich diesem Schwerpunkt.

Zu 2.c):

Neben den Kooperationen auf Bundesebene (MSAE) und Landesebene (LGK) bestehen
auch zahlreiche Kooperationen mit einzelnen bezirklichen ÖGDs. So ist die BSPH u.a. ver-
treten in Beiräten des ÖGDs in Mitte, Lichtenberg, Marzahn-Hellersdorf und Tempelhof-
Schöneberg. Sie ist zudem im engen Austausch mit dem Berliner Regio-Verbund des Ge-
sunde Städte-Netzwerks. Insbesondere wird die Landesarbeitsgemeinschaft Gesundheit
Berlin-Brandenburg als gemeinsame Plattform des Austauschs genutzt, u.a. in den Arbeits-
kreisen Kind & Familie, Migration, Bewegung sowie Altern und Gesundheit.
Alljährlich unterstützt die BSPH als Mitveranstalter den Kongress Armut und Gesundheit. Für
September 2025 ist zudem die Ausrichtung des Jubiläumskongresses der Deutschen Ge-
sellschaft für Sozialmedizin und Prävention an der BSPH in Berlin geplant.

Für eine noch stärkere Kooperation zwischen der BSPH und dem kommunalen ÖGD bedarf
es einer Finanzierung und eines konsentierten Ziels bzw. Ausrichtung der Kooperation. Der
Pakt für den ÖGD sieht u.a. einen Personalaufbau und die Digitalisierung im ÖGD vor. Die
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jeweiligen Berichte aus dem Beirat zum Pakt für den ÖGD fordern die Stärkung von „Wis-
senschaft und Forschung im und für einen zukunftsfähigen ÖGD” und „effektive Kooperati-
onen zwischen dem ÖGD (insbesondere auf Ebene der Gesundheitsämter) und den Hoch-
schulen.” Vor diesem Hintergrund ergeben sich Möglichkeiten der stärkeren Kooperation
z.B. in Form einer Brückenprofessur zwischen der BSPH und dem ÖGD, die sich insbeson-
dere mit der Digitalisierung im ÖGD beschäftigt. Beispielgebend sind auch Tandem-Mo-
delle als Trainee-Konzept mit Rotationselementen, bei dem wissenschaftliche Mitarbeite-
rinnen/Mitarbeiter aus der BSPH und Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter aus dem ÖGD befristete
Arbeitstätigkeiten in den jeweils anderen Einrichtungen übernehmen und darüber die
Schnittstellen zwischen Wissenschaft und Praxis im kommunalen ÖGD definieren und Ver-
besserungsbedarfe und -potentiale erarbeiten. Ein weiteres Beispiel für eine stärkere Ko-
operation ist die Pettenkofer School of Public Health an der Ludwig-Maximilians-Universität
(LMU) München, die auch die Weiterbildung zum Facharzt/Fachärztin im Gesundheitswe-
sen durchführt. Bei Interesse können dort die an der Facharztweiterbildung teilnehmenden
Mediziner*innen ergänzende Public Health-Lehrinhalte absolvieren, um sowohl den Fach-
arzt ÖGD als auch den Masterabschluss Public Health zu erhalten.

Zu 2 d):

Seit 1.1.2020 wurden von den mehr als 350 abgegebenen Masterarbeiten ca. 100 einge-
reicht, die sich direkt oder indirekt mit Aufgaben des ÖGD beschäftigen, etliche davon
auch in direkter Zusammenarbeit mit Fachkräften der Bezirke, des Senats oder des Robert
Koch-Instituts. Dabei wurde u.a. zu den nachfolgenden Themenbereichen geforscht:
• ÖGD-Steuerung
• Gesundheitsberichterstattung
• Gesundheitsförderung
• Krankheitsprävention
• Kinder- und Jugendgesundheitsdienst
• Frühe Hilfen
• vulnerable Gruppen
• Impfprävention
• Infektionsschutz, insb. COVID-19
• Hygiene

Ein Auszug der Masterarbeiten mit ÖGD-relevanten Themen ist der Anlage zu entnehmen.

Zu 2 e):

Die Landesgesundheitskonferenz (LGK) wurde 2004 vom Berliner Senat ins Leben gerufen
und wird entsprechend vom Berliner Senat verwaltet. Bei der Arbeitsgemeinschaft Gesund-
heit Berlin-Brandenburg (GesBB) wurde eine Fachstelle zur Koordination eingerichtet, die
diese Aufgabe seit 2008 umfassend sicherstellt. Bei Bedarf wurden Evaluationsprozesse
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durch die Fachstelle unterstützt. Die BSPH ist ebenfalls Mitglied in der LGK sowie bei GesBB
und besitzt hervorragende Kompetenzen, um den erfolgreichen Koordinationsprozess
durch eine ergänzende wissenschaftliche Begleitung zu unterstützen, sofern sie – wie bei
der Evaluation des APGs – mit einem entsprechend finanzierten Projekt beauftragt würde.

3. Wäre die BSPH in der Lage, die Fort- und Weiterbildung im ÖGD in Berlin zu übernehmen? Wenn ja, un-
ter welchen Bedingungen?

Zu 3.:

Die BSPH besitzt ausgezeichnete Kompetenzen, um Fort- und Weiterbildungsprogramme
für den ÖGD zu realisieren. Die bestehenden Veranstaltungen zur Fortbildung (z.B. Berlin
Epidemiologic Methods Colloquium, Intensive Short Courses, Summer Schools oder das
Spreestadtforum) stehen den Mitarbeitenden im ÖGD offen und sind hierfür relevant.

Für eine erfolgreiche Implementierung spezifischer Weiterbildungsprogramme ist jedoch
eine adäquate finanzielle Unterstützung unabdingbar. Die Weiterbildung zur/m Fachärz-
tin/Facharzt für Öffentliches Gesundheitswesen umfasst nach der Musterweiterbildungs-
ordnung der Bundesärztekammer insgesamt 60 Monate (5 Jahre) mit praktischen Ab-
schnitten u.a. in den Gesundheitsämtern, der Psychiatrie und der Patientenversorgung,
sowie 720 theoretische Unterrichtseinheiten, u.a. zu Epidemiologie, Statistik, Gesund-
heitsberichterstattung, Infektionsschutz, Umwelthygiene, etc. Allein zur Durchführung des
theoretischen Teils der Weiterbildung wären nach Auskunft der BSPH nach Kapazitätsver-
ordnung 4,0 VK wissenschaftliche Mitarbeiter*innen vorzuhalten, von denen mindestens
eine auf professoraler Ebene zu veranschlagen wäre. Zur Sicherstellung der Kooperation
wäre nach Einschätzung der BSPH eine Brückenprofessur zwischen der BSPH und dem
ÖGD Berlin zielführend und sollte für die Koordination der Weiterbildung eine entspre-
chende administrative Unterstützung von 1,5 VK E9 vorgesehen werden.

4. Warum gibt es keine gemeinsame Publikationsplattform des ÖGD und der BSPH, auf der die wissen-
schaftlichen und praktischen Aktivitäten der jeweiligen Institution bzw. gemeinsame Aktivitäten publiziert
werden?

Zu 4.:

Die exekutiven Aufgaben des ÖGD sind nicht deckungsgleich mit denen der universitären
Einrichtung der BSPH. Wissenschaftliche Forschung ist keine gesetzliche Aufgabe des
ÖGD, auch wenn es anlassbezogene Kooperationen gibt. Aus diesem Grund erscheint es
nicht sinnvoll eine gemeinsame Publikationsplattform der BSPH und des ÖGD zu schaf-
fen. Evtl. zukünftige Kooperationen können von den Beteiligten auf den jeweiligen Plattfor-
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men bekannt gemacht werden. Auch aus anderen Bundesländern ist dem Senat kein Bei-
spiel bekannt, dass ein Landesministerium für Gesundheit bzw. der öffentliche Gesund-
heitsdienst mit einer universitäreren Einrichtung eine gemeinsame Publikationsplattform
betreibt.

Berlin, den 27. November 2023

In Vertretung
Ellen Haußdörfer
Senatsverwaltung für Wissenschaft,
Gesundheit und Pflege












